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BEDESRAT IV. Wahlperiode/ 6. Sitzung. 
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des 
SAARGEBIETES. 3. Sitzungsperiode 1932. 


Stenographischer Bericht 
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über die am Freitag, den 12.August 1932 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des Landesrates. 


rsitzender Scheuer: lieine Dame und meine Herren! Ich eröffne hier- 
mit die Sitzung ( 10 Uhr). 


Die Regierungskommission ist vertreten durch die Herren: 
Ministerialdirektor Kuchenbecker, als Staatskommissar,; 


Regierungsrat Stoebner, als Vertreter des Kegierungskomnmis- 


sars für mrtschaftliche Angelegenheiten. 


Von _den ;äütgliedern fehlen entschuldiet die Herr niar 


Kiefer (Z)-Saarbrücken; Gladel (Z)-Felsberg; Schinhofen(Z)- 
jerzig; Brück (NSDAP)-Saarbrücken; Baltes (hspap -Werchwei- 
ler; >chmoll (DBM)-Saarbrücken. 





Die 
ia Bordnung 
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liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 
Beputachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 
1) a) Die Finanzen der Gemeinden und Gemeindeverbände ; 


b) Abänderung der Notverordnung betr. die Finanzen 
der Gemeinden und Gemeindeverbände; | 


2) Aufnahme von Anleihen und Darlehen udgl. durch Ge- 
meinden und Gemeindeverbände; 


3) Desoldunssreform der Kreis-und Gemeindebeamten und 
Angestellten; 


4) Aufwertung der Ansprüche aus Pfandbriefen der Hypo- 
thekenbanken; 


5) Fälligkeit und Verzinsung der Aufwertungshypotheken; 


„ 
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6) Einbehaltung von Varen; 


7) Zugabewesen unlauteren Wettbewerb und Einheits- 
preisgeschälte; 


8) Abänderung der Zivilprozeßordnung; 
9) Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes; 


10) Abänderung der Verordnung vom 28.5.1931 
etr. Schonzeiten des lüldes; 


11) Verlängerung der Bestimmungen uber das Wohnungswesen. 


Die Kommissionsberatungen haben ergeben, daß zu_ den 
meisten Punkten wenige Bemerkungen noch zu machen sind. Ich 
schlage deshalb vor, daß die einzelnen Fraktionen ihr Gesant- 
gutachten über die Vorlagen abgeben. 


\bg. Sommer (KP) zur Geschäftsordnung: Es ist bekannt, daß im 
Laufe der letzten Vochen zwei Todesfälle zu verzeichnen sind 
und wir sind der Auffassung, daB Bi rand des steigenden An- 
treibersystenms sich Unfälle herausbilden, die eines entschie- 
denen Eingriffs bedürfen. Wir wissen, daß die Eisenbahndirek- 
tion versucht, das Defizit im Haushalt mit allen Mitteln auf 
Kosten der Arbeiterklasse herauszuholen. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


orsitzender: "ir haben nachher eine Reihe von Anträgen zu be- 
sprechen und ich möchte Sie bitten, Ihren Antrag bei dieser 
Gelegenheit zu stellen. 


(Abg. Sommer erklärt sich damit einverstanden !) 
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rsitzender: Das Viort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


aatskommissar Kuchenbecker: Meine Dame und meine Herren! Es sind 
ragen und Anregungen ergangen zur Vorlage betr. Besol- | 
dungsreform der Kreis-und Gemeindebeamten und Angestellten. h 

Ich habe folgende Antwort bekommen: h 


"Auf die zur Tozinge betr. Besoldungsreform der Kon- 
munalbeamten gestellten egungen und ragen habe ic 
folgende Mittelung bekommen: 

Aus der Begründung zu der \erordnung wird der Satz: 
"Die bisherigen wohlerworbenen Rechte der Beamten werden 
aufgehoben" SUFÜORBBEOBEN. Un jedes Mißverständnis auszu- 
schließen, hat die ueran skommission beschlossen, in den 
Absatz 1 des Artikel I des erordnungsentwurfes_ folgende 
Bestimmungen anzufügen: Bestehende privat-rechtliche Verträge 
werden durch die Bsstimmungen dieses Paragraphen nicht be- 

ührt. Die Gemeinden werden verpflichtet, in Zukunft privat- 
rechtliche Verträge mit Beamten nur mehr im Rahmen der vor- 
liegenden Verordnung zu vollziehen. 

Zur Frage, ob eine neue Besoldungsübersicht aufge- N 
stellt wird, ist eine ba Janende Antwort zu erteilen mit dem 
Zusatz, daß sie im wesentlichen in einer Ergänzung der bis- 
herigen Übersicht bestehen wird. Die Abteilung des Innem 
hat bisher in der Frage der Besoldung der Gemeindebeamten 
stets eng mit den Vertretern der Beamtenschaft zusammen- 
geenei 30? es ist beabsichtigt, dieses Zusammenarbeiten 

eizubehalten. 

Die Berechnung des Besoldungsdienstalters früherer 
Privatbeamten ee analog den Vorschriften der staat- 
lichen Besoldungsor vr 13.Juli 1928. Die Nachprüfung 
der Besoldungsbezüge ist als eine einmalige gedacht. Die, 
Vorschriften des Artikels 1 Absatz 4 beziehen sich auf die 
Angestellten. Die mit diesen BEENATEInBENEen Ferträge nDs- 
sen gekündigt werden, weil sonst eine Neueinstufung nicht 
möglich wäre. 

Zu der Vorlage betreffend: 






S4yarag ay> Ss udn“ ZEIT yar2n4G . vos 47 


Einbehaltung von Waren 


habe ich die im Protokoll vom 1.August festgelegten Antwort 
erteilt. Sie lautet: 


"Ich habe zu der gesteläien Frage der Kontingente 
eine ausführliche Antwort vom Finanzminister Morize erhal- 
ten. Aus derselben ergibt sich, daß die Regierungskommission 
in LEbeRDand. ungen hinsichtlich eines Kartoffelkontingents_ 
steht. Über die im Gang befindlichen Besprechungen kann keine 
Auskunft erteilt werden. 

In Verfolg der von der Regierungskommission unter 
nommenen Schritte in bezug auf die Getreide-und Mehlversor- # 
gung werden von Frankreich Erleichterungen erteilt. Die Eiinr- # 

uhr von Getreide wird von der Vorlage 8ines von einem beson- WM 
deren Ausschuß ausgestellten Einfuhrscheins ana gemacht. © 
Es ist kein Kontingent ge re Mr vereinbart worden, “4 
daß die von der Commission Derogations in Saarbrücken vor- 4 
geregten Anträge _ bewilligt werden sollen. Bisher sind alle | 
daß 


= = 


r 


| 
räge der saarländischen Mühlenwerke bewilligt worden, so- | 
aß in dieser Hinsicht keine Beschränkung eingetreten ist. | 
Für Mehl gilt die gleiche an ren wie für Getreide. 3 
Seit März 1932, dem Zeitpunkt, an dem diese Regelung u 
in Kraft trat, sind Anträge über nur 1260 dz. weitergeleite u 
\ 


worden. Bis jetzt hat also das vorgesehene Kontingent voll- 
ständig ausgereicht. Hoch 
ac 
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Nach meinen Informationen darf die Einführung von Mehl 
zu Schwierigkeiten Anlab geben, weil in Frankreich ein Ver- 
gahjungezwang für 80 % im Inland erzeugten Getreides besteht. 
Im Saargebiet besteht der Vermahlungszwang nicht. 

Die Regierungskommission hat wiederholt bei der zustän- 
digen französischen Stelle Schritte getan, um Kontingente 
zugunsten des Saargebietes zu erreichen". 
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orsitzender: Das iort hat Herr Abgeordneter Levacher! 
be. Levacher (Z): Meine Dame und meine Herren! Zu den Vorlagen 
: unter Mi ; > be u 


t lL und 
1) a) Die Finanzen der Gemeinden und Gemeindeverbände;; 


b) Abänderung der Notyerordn betr. die Finanzen 
der dan ae en 


vr; 


2) Aufnahme von Anleihen und Darlehen udgl. durch 
Gemeinden und Gemeindeverbände; 


liegt die Stellungnahme meiner Fraktion, die einstimmig 
Ber worden ist, vor und ist im Protokoll über die 

ARE Oagal twung vom 15.März ds.Js. festgelegt. 

‚ Ich verkenne nicht, daß are die Sachlage viel- 
leicht eine andere geworden ist, als ein geage3 Fonds 
für die Gemeinden eingerichtet werden soll. Aber dazu sind 
die Vorlagen nicht notwendig und ich verweise dieserhalb 
auf die in unserer schriftlichen Stellungnahme vorgelegten 
Abänderungsvorsc 


hukee: 
Meine Fraktion lehnt die beiden Vorlagen ab. 
Zu der Vorlage betreffend: 


Besoldungsreform der Kreis-und Gemeindebeanten 
und Angestellten 


hat die Regierungskommission einen vollständigen Front- 
wechsel_vorgenommen, denn heute hat sie das Gegenteil von 


dem erklären lassen, was uns in der Kommissionssitzung 
mitgeteilt wurde. 


Mr beantragen die Zurückverweisung in die Kommission. 


Die Vorlage 4 betreffend: 


Aufwertung der Ansprüche aus Pfandbriefen 
der Hypothekenbanken 


nehnen wir an, desgleichen die 
Vorlage 5 betreffend: 


Fälligkeit und Verzinsung der Aufwertungs- 
ypotheken. 


Zu den Vorlagen unter 6) und 7) wird mein Fraktionskollege 
Becker sprechen. 


Die Vorlage 8 betreffend: . 
Abänderung der Zivilprozeßordnung 
nimmt meine Fraktion an, desgleichen die Vorlage 9 betr.: 
Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes. 
Bei 
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Bei der Vorlage 10 betreffend: 









r 


Abänderune der Verorädnun: £ 
betr. : Schonzeiten des Mldes 


die wir annehmen, verweisen wir auf unseren Antrag, der lau- 
et: 





"Die Zentrumsfraktion des landesrates ersucht die Re- 
gierungskommission, die Verordnung betreffend Schon- 
zeiten des lüldes dahingehend zu ergänzen, daß im In- 
teresse der Konsumenten der Dezug von Mlüpret aus den 
deutschen Grenzgebieten auch während der im Saargebiet 
geltenden Schonzeiten erfolgen kann." 


Punkt 10 betreffend: 
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forsitzender: Das \ort hat Herr Abgeordneter L'hoste! 


\bg. L'hoste (KP): Meine Dame und meine Herren! Die Vorlagen zu 
Punkt 1b 


etr.: 
a) Die Finanzen der Gemeinden und Gemeindeverbände 
b) Abänderung Notvero die Finanzer 








Punkt 2 betr. : Aufnahme von Anleihen und Darlehen ud 
durc emeinden und bemeindeverbände 


lehnen wir in dieser Fassung ab und verweisen auf die Ab- 
änderungsvorschläge, die in der Kommission sowie in der 
heutigen Sitzung vorgelegt wurden. 


Punkt 3 der Tagesordnung betr.: 


Besoldunesreform der Kreis-und Gemeindebeamten 
en 


ea und Angestellte 
müssen wir ablehnen. 


‚Der Herr Staatskommissar hat eben ausgeführt, daß 
der Satz in der Dogründung zur Vorlage:" Die bisherigen wohl- 
rworbenen Rechte der Beamten werden aufgehoben" jetzt _von 
er Re Parungbkoum 081 on gestrichen wird. Das ist ein Front- 
wechsel der erungskommission, und wir glauben nicht darah, 
daß es dabei bleibt. Mir verweisen die Beamten darauf, daß 
die Regierungskommission eines schönen Tages doch die wohl- 
erworbenen Rechte aufheben wird. Was bedeutet das für die 
Beamten ? Das bedeutet, daß die herrschende Klasse ‚die Re- 
glerungskommission nicht danach fragt, welche Verträge sie ab- 
eschlossen hat mit den Beamten. Für die Beamten wird ein 
ahrelanger Traum, im Alter eine gesicherte Existenz zu haben, 
ausgeträumt sein. Ferner müssen wir feststellen,daß die He- 
eierungskommission bestrebt sein wird, die unteren Deamten 
auf das Lebensniveau der Arbeiter herabzudrücken, ob der 
Beamte einen Stehkragen trägt oder eine Uniform hat mit 
blanken Knöpfen. Die Regierungskommission wird nicht danach 
fragen. Man beruft sich darauf, daß die Beamten und Angestell- 
ten dem Staste Segenüber ver flichtet seien durch ihren ge- 
leisteten Eid. Der Staat bürdet den Beamten nur lasten auf, 
Rechte erkennt er nicht an, wie dies die Vorlage beweist. _ 
Ferner bestätigt uns dieser »atz der Bergan, 088 nur die 
unteren und mittleren Beamten und Angestellten eine Ver-. 
“schlechterung ihrer Bezüge erfahren werden. Meiter bezweifeln 
wir trotz Versicherung des Regierungsvertreters, daß der 
berbürgermeister der Stadt Saarbrücken, der Bürgermeister 
von Neunkirchen usw. sowie die Beigeordneten dieser großen 
Gemeinden von der Vorlage erfaßt werden. 
Ber In der Kommission wurde verlangt, daß dem Landes- 
rat ein Stellenplan vorgelegt wird. Dieser Bahzer wurde ab- 
elehnt mit der Begründung, daß das im Reich auch nicht üb- 
ich sei. Dann ist in der letzten Zeit eine Verordnung der 
gegisrungskomnission herausgegeben worden über die Anderung 
der Dezüge der guserplennäfigen Somiten und die Kinderzu- 
schläge. Diese Verordnung hat nicht dem Landesrat vorgelegen, 
und das beweist, daß die Regierungskommission macht, was sie 
will. Sie wird auch nicht immer mit den Vertretern der Or- 
genisation verhandeln. Durch eine Notverordnung werden die 
ganzen Rechte hinfällig. Diese Änderung der Bezüge der _ 
ußerplanmäßigen Beamten und der Xinderzuschläge wirkt sich 
katas rophal aus. Betrachten Sie sich die Tabelle, was die 
amten in den Gruppen A 10 c, 11 - 12 verdienen. n 
Ye 
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Die Verordnung betr. Kürzung des Kinderzuschlages besagt, 
daß das 1.Kind 61.-Franken weniger erhält, und das hör 
pieh an, als wenn das eine Kleinigkeit wäre. Die Verwaltung 
at sich aber ausgerechnet, daß diese eine Einsparung eige 
tige Summe ausmacht. Nehmen wir einen Beamten mit fünf 
indern, das älteste Kind ist Lehrling,verdient monatlich 
als Entschädigung über 90 Franken. Er bekommt jetzt auf- 
grund der neuen Verordnung 50 % gestrichen, also noch 61.- 
enken. Sein Verdienst darf das eineinhalbfache betragen, 
wenn es mehr ausmacht, dann wird das ganze Kindergeld ge- 
strichen. Dann kommt das nächste Kind und bekommt genau 
61.-Franken eartgichen, das sind schon 183 Franken. Das 
gritie Kind 30.-Franken, das vierte Kind usw. Mir haben 
das Resultat ausgerechnet, daß das Kindergeld um 245 Fren- 
ken monatlich gestrichen wird. Ferner werden sich gewaltige 
arten einstellen. Ein pensionierter Beamter hat ein Pflege- 
kind angenommen. Dieser Beamte hat im guten Glauben gehan- 
delt, das Kind nehmen zu können. Nun tritt der Fall ein 
daß tatsächlich das ganze Kindergeld gestrichen wird,und 
dieser Mann wird eine große Enttäuschung erleben. en 
hat dabei schon 5 % seiner Pension eingebüßt, seine Rente, 
die er sich aufgrund besonderer Zahlungen gesichert hatte, 
wurde gestrichen, er hat also nur seine nackte Pension. 
‚ Die lIohnangestellten sollen zum 15.August ds.Js. 
ihre rg erhalten, wegen der Kürzung des Kinderzu- 
schlages. Die Kommunalangestellten ebenfalls wegen der zu 
Berajgonden Umgruppierung. Das wichtigste aber ist, wo es 
eißt: 


"Beamte, die glauben benachteiligt zu sein,haben 


schriftliche Anträge auf leitergewährung bis zum 
10.8.1932 einzureichen." 


Das soll heißen, daß da eine bestimmte Günstlingswirtschaft 
einreißen wird, was die Bsamten ablehnen. 


(Zurufe: Sehr aut !) 


zZ 
Mir haben’den einzelnen Artikeln dieser Vorlage Anträge ge- 
stellt und zwar: 


Zu Artikel 1; Die Kommunisten beantragen folgende Fassung: 


"Die Gemeindevertretungen erhalten das Recht, die 
Dienstbezüge, das Wartegeld und Ruhegehalt ihrer 
Beamten und Angestellten, sowie die Versorgung 
ihrer Hinterbliebenen zu regeln. 

Die bisherigen wohlerworbenen Rechte der 
Angestellten, unteren und mittleren Beamten werden 
nicht angetastet. Für die hohen und höchsten Bean- 
ten gelten dieselben als aufgehoben. " 


Dies soll heißen, daß die Regierungskommission richt das 
Recht hat, über die Bezüge der Beamten zu verfügen, sondern 
‚et 


daß dieses Recht in d.e Hand der gewählten Vertretung der 
Kommune gelegt ist. 


- Glocke les Vorsitzenden - 


Vorsitzender 


auyanag @yasıydnub Oua4s YOYDn4g400S 47 


za: 











kg 244 _ rn 


vu 6, fd 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter L'hoste, es ist ja Verweisung der 
orlage in die Kommission beantragt, und ich glaube ,Sie könn- 
ten dadurch auf die Ausführungen verzichten. 


Abg. L'hoste(KP): Das liegt bei uns. 
Zu Artikel 2; Die Kommunisten beantragen folgende Fassung: 


"Die Festsetzung der Dienstbezüge, des lartegeldes 

und Ruhegehalts, sowie der Hinterbliebenenversorgung 
eh urch die gewählte Vertretung. Beschlüsse 
über die Anderung von Bezügen bedürfen nicht der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. " 


Zu Artikel 3 beantragt die Kommunistische Fraktion: 


"Die Aufsichtsbehörde hat kein Recht ‚Besoldungs- 

rege Zungen zu ändern, die durch Beschlüsse der _ge- 
wählten Vertretung festgelegt sind. von dis est- 
setzung der a a Einspruchsrecht nur gewählte 
‚e 


Organe der es ten, unteren-und mittleren Be- 
Di u 


Zu Artikel 4 beantragt die Kommunistische Fraktion: 


"Mrd von den Angestellten-und Beamtenausschügssen 
Einspruch erhoben, so ist die erforderliche Anderung 
binnen 4 "ochen nach Inkrafttreten der gefaßten Be- 


schlüsse der gewählten Vertretung zur Durchführung 
zu bringen." 


Zu Artikel 5 beantragt die Kommunistische Fraktion: 


"Als Lerweltungsorgan im Sinne dieser Verordnung ist 
nur die gewählte Vertretung anzusehen mit dem Vor- 


behalt des Einspruchsrechts der Angestellten-und 
Beamtenvertretung. " 


Zu Artikel 9 beantragt die Zommunistische Fraktion: 


"Der Erlaß von Ausführungsbestimmungen wird dem Mit- 


glied der Regierungskommission versagt." 
Zu Artikel ]0 beantragt die Kommunistische Fraktion: 


"Die Beschlüsse der Gemeindevertretung treten nach 
Anhörung der Angestellten-und Beamtenvertretung nach 
gegenseitiger Verständigung und vorbehaltloser Zu- 
stimmung der letzteren sofort in Kraft." 
Außer diesen unseren Anträgen zu der Vorlage verweisen wir 
auf die grundsätzlichen Anträge, die wir in der Sitzung von 
28.April ds.Js. gestellt haben. 


fir stellen weitere Anträge: 


a) Der Abzug des Kindergeldes hat zu unterbleiben bei 
Beamten und Angestellten, deren Monatseinkommen 

500 Franken nicht übersteigt. Das noergeld wird 

Ganz gestrichen bei Beamten und Angestellten,deren 

inkommen jährlich mehr als 30 000 Franken beträgt. 


b) Angestellten, deren Nonatseinkommen 30 000 Franken 
nicht übersteigt, darf die Kündigung nicht zuge- 
stellt werden. | 

„SL, 
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c) Beamten, deren Einkommen 30 000 Franken jährlich 
nicht übersteigt, wird das Nohnungsgeld gezahlt 
wie im Meich und zwar deshalb, weil die egie- 
rungskommission sich immer auf das Baden-Badener 
Abkommen beruft und in Hirklichkeit stört sie sich 
nicht an dieses Abkommen. Es ist hier wer 

en, daß im Saargebiet das \ohnungsgeld nur 50 % 
beträgt. Mir werden uns selbstverständlich keinen 
Illusionen hingeben, daß die Regierungskommission 
diesen Forderungen nachkommen wird. Man hat es 
auch im Landesrat nicht nötig, daß die grundsätz- 
lichen Anträge auf die Tagesordnung gesetzt wer- 
den. ir verlangen aber vom Präsidenten, daß das 
nachgeholt wird, und wir werden die Beamten zum 
außerparlamentarischen Kampf mobilisieren zur Er- 


richtung eines roten Saargebietes in einen Sowjet 
Deutschland, in dem diese berechtigten Forderungen 
der Angestellten und Beamten verwirklicht werden. 
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orsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Becker! 
bg.Becker (2 j: Ich möchte zunächst sprechen zu der Vorlage betreffend 


Zugabewesen. ir haben dazu ‘folgendes zu erklären: 

Ich glaube,ich habe gerade in dieser ‘oche der Regie- 
rungskommission genügend Bescheid gesagt.Ich habe scharf for- 
mulierte Erklärungen en ich kann an dieser Stelle sa- 
gen,daß es uns freut,daß die Regierungskommission wenigstens 
ein einziges mal den Anregungen aus Kreisen der !irtschaft 
Folge geleistet hat.Die Vorlage über das Zugabewesen ist_ ja 
nur ein Teil der Notverordnung der Brüningregierung vom 9. 
März..ir haben früher bereits darauf hingewiesen,daß Brüning 


in seinen Notverordnungen nicht nur genommen,sondern daß er 
auch viel gegeben hat. 


(Zuruf auf der Linken: Im Reich!) 


Den Vorwurf,den wir schon seit Monaten der Sag) erungskommis. 
sıon gemacht haben,daß sie immer nur das Negative übernimmt 
und niemals das Positive,mußten wir immer wieder erheben. 
enmn nun einmal auf einem Teilgebiet etms Positives über- 
nommen worden ist,können wir unsere Anerkennung nicht versa- 

en und können nur wünschen,daß? die Regierungskommission in 

jeser ige Sentigedunnge feige er eigen b 

ie können aus diesen ‚orten schon entnehmen,daß wir 

ger Vorlage zustimmen.Sie bedeutet nichts anderes als die 

ernahme einer deutschen Verordnung und ich möchte deshalb 
auf Einzelheiten nicht giygeben.. Zeh möchte nur auf einen klei- 
ben N oinderungeanirne stellen,den wir schon in der Kommission 
erwähnt haben. In $ 1 soll statt "Einstendspreis” die Fassung 
"Kleinverkaufspreis" gesetzt werden.Es ist das eine Forderun 
des gesamten deutschen Einzelhandels und diese Forderung wi 
auch drüben bei einer Abänderung oder Neubearbeitung des Ge- 
setzes wohl eines Tages Gesetz werden. 


dem Teil ER rg et sich mit dem unlauteren 
u N 


settbewerb beschäftigt,hatte die Justizabteilung der Regie- 
rungskommission eine A rang be getroffen.Es wurde eine sehr 
wesentliche est mung der deutschen Notverordnung herausge- 
ipsRen und zwar betreffend die Errichtung von Einigungsän- 

ern. 

ar legen aber peraae auf diese Einigungsänter mit 

Erscheinungszwang Benz esonderen “ert,weil gerade diese Ei- 
nigungsämter fruchtbringend wirken können und weil sie auch 
viel schneller die Fragen lösen können und für die Beteiligten 
in weniger unangenehmer eise.Auf BDNaTe Lor#*e! Iungen hin 
soll die Justizabteilung ihre ablehnende Aal tong fallen ge- 
lassen haben. ir stellen trotzdem den Antrag,daB diese Ei- 
nigungsämter nachträglich in die Vorlage hineingearbeitet wird. 


Zu der Vorlage betreffend 


'Einbehaltung von !iaren 


ST mer Mn ED un ED Ce TE m a m Tun aa rn das mE nem aD m en an m 


müssen wir erklären,daß wir durch die Antwort,die uns die Re- 
gierungskommission gegeben hat,durchaus nicht Mer enig‘ 
worden sind. In der Kommission 1st uns gesagt worden:Über den 
Stand Der Termems lungen hegei.der Fleischausfuhr usw.kann 
uskunft nicht erteilt werden ‚weil der leiter der wirtschaft- 


ichen Abteilung seinen Erholungsurlaub angetreten habe. Ich 
muß feststellen,daß uns auch bis heute eine verbindliche Ant- 
wort nicht zugegangen ist.Genau so verhält es sich mit der 


Antwort 









RT 


Sy ayasıyd 24Bou34T Vy2n4T400, H 7 


eg 












. "v 
I WW I 
- 247 - 


‚Antwort des Herrn Staatskommissar,die er uns vorhin erteilt 
hat.Der Herr Staatskommissar hat auf etwas geantwortet, was 
wir garnicht gefragt haben.Unser Antrag ging dahin,daf die 
ranzösischen Mühlen in das Saargebiet Mehl liefern können 
daß aber umgekehrt die saarländischen Mühlen kein Mehl nac 
Frankreich liefern können und die Regierungskommission sollte 
dem saarländischen Müller den iieg nach Frankreich öffnen. _ 
Sie sollte ihndann öffnen,wenn die saarländischen Mühlen sich 
den französischen Ausmahlungsvorschriften unterwerfen.Der 
Herr Staatskommissar hat auf diese Frage nicht geantwortet, 
las er uns gene! hat,bezieht sich guf die Einfuhr von Ge- 
treide und Mehl nach dem Saargebiet Aderspruch des Staats- 
kommissars).Sie sehen aber schon aus dieser Angelegenheit,daß 
die Frage noch nicht geklärt ist,das hängt mit dem Urlaub 
des betreffenden Herm zusammen. ir hatten beantragt,daß_der 
Herr mal in die Kommissionssitzung kommt und dort seine Stel- 
lungnahme vertritt.Ich war auch in Urlaub und bin zurückge- 
kommen.Umsomehr kann man das von einem Beamten der Bag sTungs- 
kommission verlangen. Also wir stellen den Antrag,daß die Be- 
ratung der Vorlage vertagt _wird,bis der betreffende Beamte 
in der Kommission darüber Rede und Antwort stehen kann. 


u mr dumm m on m ur mn 


orsitzender: Das ort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Weine Dame und meine Herren! Ich kann 


zu dem Antrag jetzt schon ausfuhren, daß ich nicht ver- _ 
sprechen kann, daß der Herr Direktor Ehrhardt persönlich in 
der Sitzung erscheinen wird. Seine Abteilung war in der 
Kommissionssitzung vertreten und sämtliche Fragen sind dort 
beantwortet worden. | | 
Bezüglich der Ausfuhr von Tüurst kann ich die Unter- 

lagen herbringen, ich habe sie depet nicht bei mir. 

‚ Ich_glaube daher, daß kein Anlaß besteht zu einer 
nochmaligen Zurückverweisung an die Kommission, da sämtliche 

agen beantwortet - worden sind. 


i tw 


| 


.- 
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orsitzender: Das Mbrt hat Frau Abgeordnete Hermann! 


bg. Hermann (KP): Meine Herren! Die Vorlage betreffend 





lehnen wir ab. Wenn wir als Kommunistische Partei dazu 
Stellung nehmen, so mit der Begründung und unter dem Ge- 
sichtspunkt, ob das Lebensniveau der arbeitenden Bevölke- 
rung und der Aeigzenerbesreiäenden eine Besserung dadurch 
zu erwarten hat. Mir seheh in dieser Vorlage der Hegie- 
rungskommission eine Maßnahme zur Unterstützung des Groß- 
handels und der Vertrustüng, aber keine Vorlage _zur_Unter- 
stützung der werktätigen Bevölkerung und vor allen Dingen 
der Kleingewerbetreibenden. ir sehen in dieser Verordnung 
eine weitere Maßnahme der Fremiherrschaft auf Kosten der 
enmnmenten, auf Kosten des Verbrauchers. Ein Beispiel da- 
ür. gr | 
Ba Meine Herren! Stellen Sie sich vor, wenn ich heute 
in ein Geschäft gehe und KON, sin halb Pfund Kaffee, so 
bekomme ich einen Gutschein. Für 10 Gutscheine, also beim 
Einkauf von 10 mal ein halbes Pfund Kaffee bekomme ich ei- 
nen _Kaffeelöffel oder eine Porzellantasse. Glauben Sie denn 
vielleicht, daß der Löffel oder die Tasse der arbeitenden 
Bevölkerung geschenkt würde? für sagen nein! Denn die Zu- 
gabe ist in dem Preis eingerechnet, also bekomme ich eine 


gindermertigere Qualität und die Zugabe geht auf Kosten 
des Verbrauchers. 


(Zuruf des Abg. Braun(SP): Deshalb müßten Sie doch 
die Vorlage annehnen. 


Diese Methode wird doch in der Hauptsache von den kleinen 
Geschäftsleuten angewandt, jedoch in den meisten Fällen, 
nicht um den Käufer zu benachteiligen, sondern esist Aus- 
druck zu:machen, zu welchen Mitteln der kleine Geschäfts- 
mann greifen muß um gegenüber der Konkurrenz, der Groß- 
kaufhäuser bestehen zu können. Soll dieser kleine Ge- 
schäftsmann von dieser Methode abkommen, dann müßte durch 
Hebung, der Konsumtionskraft der Arbeiter die Voraussetzung 
zur Hebung des Umsatzes für den kleinen Händler geschafft 


werden, das wäre nach unserer Meinung die wirksamste Metho- 
de, das Zugabewesen zu bekämpfen. 


In der Verordnung ist enthalten, daß die Zugaben- 
eschichten von Seiten der Firmen, von Seiten des Lieferan- 
fe bewilligt würden. Wie wäre diese Geschichte zu beheben? 
ab die Arbeiter kaufen könnten was sie wollten aber nicht 

auf Zugaben angewiesen wären ? Erstens sinnal durch eine 
Ernöhune der löhne der Arbeiter in den Betrieben,zweitens 
durch isderinbetriebnahme der stillgelegten Gruben und 
Hütten. Heute regen tausende und abertausende Proleten 

auf der Straße und haben nichts zum Leben. Die Kaufkraft 

er Arbeiter wäre behoben und mancher Kleingewerbetreibender 
wäre vor Zwangsversteigerunge oder Sankrott gesichert. 

Die Vorlage betreffend: 


Einbehaltung von Waren 
jehnen wir ab und beantragen darüber hinaus die Aufhebung 


er Ein-und Ausfuhreinschränkungen, insbesondere verlangen 
v.. daß dem Kleinhandelsverkehr alle Freizügigkeit gege- 


en wird. 
Denn, 
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zu Gunsten Frankreichs zu unterstützen. Es sind nichts anderes 


S pis aktivste Fortsetzung der Annexionsbestrebungen Frank- 
reichs. 


itzender: Das Vort hat Herr Abgeordneter Frisch! 


Priegh (KR): Meine Dame und meine Herren! Der Herr Präsident des 

Iandesrates hat in der vorigen Sitzung ee er Tr da 

auch außerhalb der Tagesordnung gesprochen werden dürfe. Ich 
möchte folgendes feststellen, schon die Behandlung, mit wel- 
cher Opposition getrieben wird, sagt uns genug. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


itzender: Wir haben es immer so gehalten, daß wir zuerst die 
agesordnung erledigten und nachher außerhalb der Tagesond- 
nung andere Fragen gmprossen haben. Das ist der Gang einer 
geregelten Geschäftsführung. 


Frisch fortfahrend: Das schließt aber nicht aus, daß man das von 
uns eingebrachte Bergarbeiterschutzgesetz nıcht auf die la- 
gesordnung gesetzt hat. Es ist, wie schon Herr Sommer aus- 
pr hat, daß sich in den letzten Vochen bei der kisen- 

ahn zwei Todesfälle ereignet haben. Auf Grund der Rationali- 
sierung und Antreibung besteht eine Gefahr nicht nur für 
die Gesundheit, sondern auch für das Leben. Die Kommunistische 
Fraktion stellt daher diesen Antrag weil sie der Meinung. 
ist, daß die anderen Parteien gewillt sind, mitzuhelfen,die 
Interessen der Arbeiterschaft zu wahren. hr stellen daher 
den Antrag, daß eine Kommission gewählt wird, die paritätisch 


zusammengesetzt ist und die zu untersuchen hat, wenn ein Un- 
fall vorkomt, die aber auch gyeichzeitig. berech igt ist, 
mit den Deamten und gewählten Vertretern in den rieben 


zu verhandeln. 
Ich komme nun zum 


Bergarbeiter-Schutzgesetz. 
- Glocke des Vorsitzenden - 
itzender: Herr Abgeordneter Frisch, ich kann Sie nicht darüber 
sprechen lassen, da ich mich an die Abmachungen der Parteien 
halten muß. Es muß hier Ordnung herrschen. 


Frisch (KP): Ich komme dann zu den gewünschten Verordnungs- 
entwürfen. 





lehnen wir ab. 
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Gefahr in sich, erstens für den Schuldner und zweitens für 
die Gläubiger. Es kann eine große Gefahr werden für dieje- 
nigen, die erwerbslos geworden sind. Deshalb stellen wir 
folgenden Antrag: 


1) 
ud 


Alle SAL Dertungube True von Gläubigern gegenüber solchen 
Leuten, deren Einkommen 2500.-Franken nicht übersteigt, 
werden durch die Regierungskommission abgegolten. Die 
hierzu notwendige Summe wird zur Verfügung gestellt. 


Abgeltungen für Aufwertungsbeträge bei denjenigen Gläu- 
bigern und >chuldnern, die obenbezeichnete Einkommens- 
grenzen nicht übersteigen, wird sowohl die Abgeltung 
aber auch der Zinsbetrag von der Negierung übernommen. 


Q ; 
ee 


ferwertunggbeträgs, die Gläubiger mit einem Einkommen 
bis zu 2500 Franken zu bekommen haben, sind abzugelten 
wenn der Schuldner ein Einkommen hat von mehr als 30 000 
bis 50 000 Franken im Jahr in drei Monatsraten; über 

50 000 bis 100 000 Franken in monatlichen Raten, über 
100 000 Franken per sofort. Gehen die Abgeltungsanträge 
pben genannter Gläubiger an Banken usw., so sind sie 
sofort abzugelten. 


Der Zinsfuß 6 % wird für alle diejenigen Schuldner 
rückwirkend nicht in Anredhnung gebracht, deren Einkom- 
men 2500.-Franken monatlich nicht erreicht, für solche 
mit Einkommen von über 30 000 bis 50 000 Franken be- 
trägt der Zinsfuß 3 %, von über 50 000 bis 80 0900 412%, 
über 80 000 bis 100 000 - 6 %, über 100 000 - 8 %, für 
gläubiger ‚deren Vermögen 200 000 F„anken übersteigt, 
wird für den von ihnen zu beanspruchenden Aufwertungs- 
betrag eine Sondersteuer von 10 % erhoben. 


d 


ur 


Mir sagen schon von vornherein,daß wir in dieser Ge- 
sellschaftsordnung nicht daran glauben, daß die KRegierungs- 
kommission So gut und anständig sein wird und wird die for- 
aerungen der Kömmunistischen Fraktion durchführen. Die Regie- 
runeskommission ist anderer Meinung, und sie wird ihren Auf- 
trag, das Interesse der Bergverwaltung und der besitzenden 
Klasse zu wahren, restlos durchführen. An uns liegt es, die 

treffenden, die durch diese Verordnung betroffen werden, 
zu mobilisieren für diese Anträge, die wir stellen. 


Ich komme somit zur nächsten Vorlage betreffend: 
Änderung der Zivilprozeßordnung 
sowie zur Vorlage betreffend: 


Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes. 


Die Kommunistische Fraktion hat dazu Fasgande Stellungnahme: 
Mr als Kommunisten wissen, daß die Rechtslage und die Pro- 
zeßordnung eines Staates ie se ist von der 
oekonomischen Gewalt. Nicht die Arbeiterschaft hat die oeko- 
nomische Gewalt in diesem Staate,sondern die besitzende Klas- 
ge und sie henutzt diese Gesetze und Verordnungen dermaßen, 
aß es ihnen möglich ist, auf Kosten der arbeitenden Klasse 
Millionenprofite aus der Arbeiterschaft herauszuholen. 


Deshalb 
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maahalb glaube ich, anregen zu müssen, daß auch die Zivil- 
prozeßordnung nur eine Fassung bekommen dürfe, die wirklich 
Rechte für die gnteL una ten Volksschichten in sich birgt. 

Es ist ein »cheinrecht, das man den Arbeitern gibt, und ich 
will Euch das mit folgendem beweisen: Es war schon einmal 
behauptet worden, daß z.B. in liebelskirchen zwei Ürganisa- 
. tionen gemeinsam einen Ausflug machten und zwar die Deutsche 
Qurnerschaft und die Freien Sportler. Gleichzeitig rückten 

- $le ein und bekamen beide ein Strafmandat wegen Verbots_ oder 
in Anbetracht der Yerordn betr. Verbots nächtlicher Ge- 
ländeübungen, Die Beutsche Turnerschaft bekam eine Gesant- 
strafe von 30 Franken für den gesamten Verein, die Freie 
Turnerschaft wird bestraft ein jeder mit 60 bis 180 Franken, 


(Zurufe der Kommunisten: Hört, hört/) 


was eine Summe von weit über 1000 Franken ausmacht. Hier 
sehen Sie schon, wie die Herren Richter nach ihrer politi- 
schen Meinung urteilen können. Diese Arbeiter, die hier zu 
Unrecht bestraft wurden, legen Berufung ein,und der Richter 
sagt offen: Es ist ein Unterschied bei einem Vergehen, wel- 
oher Organisation man angehört. Dieser Richter sagte offen, 
daß Unterschiede gemacht werden zwischen den steuerzahlenden 
Bürgern. Wenn zwei dasselbe tun, so ist das noch lange nicht 
dasselbe. Wenn die Deutsche Turnerschaft zu spät nach Hause 
kommt, hat sie es unter ganz anderen Gesichtspunkten getan, 
els wenn die Freien Tumer zu spät nach Hause kommen und 
dabei ein Liedchen spielen. | 
Also wir sehen, daß die u Gesellschaftsord- 
nung auch das kleinste unternimmt, um hier auch noch die _ 
kleinen Staatsbürger zu richten nach ihrer politischen iei- 
nung > 
Mr als Kommunisten schlagen nun in dieser Geschich- 

te vor, daß - zuvor ist noch ein anderes Beispiel zu erwäh- 
nen, der Dezug des Armenrechtes. Die Dept grangakemmi sion 
begründet: die Entziehung des Armenrechts für breite leile 
damit, daß Einsparungen em werden müssen. Für uns steht 
die Frage offen, wo macht die Regierungskommission Einspa- 
rungen, vielleicht dort, wo es möglich ist, oder dort, wo 
überhaupt keine mehr zu machen sind. Einsparungen zu machen 
an den hohen \ehältern, den P&culen,daran denken die Herren 

arnicht. Man macht Binsparungen dort, wo es nicht notwen- 
ig ist, z.B, dort, wo breite leile seither das Recht hatten, 
das Armenrecht für sich in Anspruch nehmen zu dürfen. Fol- 
gendes Beispiel kann ich Ihnen anführen: Ein Arbeiter, der 
zurzeit, da er noch in Arbeit war, Möbel gekauft hat als er 
a im Werte von 800 Mark. Er hat diese Möbel_bis 
auf 200 Mark bezahlt, er wurde vor einiger Zeit erwerbslos 
und die betreffende ügsellschaft, die ihm die Möbel gelie- 
fert hat, stellt vor Gericht Pfändungsbeschluß. Der Oberste 
Gerichtshof, bei dem der betreffende Arbeiter bezw. Erwerbs- 
lose den Armenschein verlangt, lehnt diesen Armenschein ab, 
weil aussichtslos. 


(Zurufe: Hört, hört bei den Kommunisten! } 


Nun frage ich, wo_besteht überhaupt noch ein Recht, wo kann 
ein Minderbemittelter, oder einer, der nichts mehr zu essen 
hat, sei cht eBuAnzughen. Wenn man schon feststellt, 
daß der Betreffende 600 Mark bezahlt hat, erwerbslos wird, 


ihm Ugterstützung gestrichen wird, und nun stellt der 
Oberste Gerichtsho! ehattwee in der Urteilsfassung der be- 
treffenden Firma die | 


fändungsbescheinigung aus, der arme 
Arbeiter 
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Arbeiter kann ja, nachdem er bereits 600 Mark bezahlt hat, 
auf einen Schlag ein Viertel der Saufsumme zahlen, oder das 
gesamte \lobilar wird ihm gepfändet. 

Das ist die Auswirkung einer Prozeßordnung, wie 
wir sie jetzt haben, und diese soll noch verschlimmert wer- 
den. 'ir als Kommunisten lehnen dieses ab und beantragen 
eReuutie die alte Fassung, daß es einem Teil möglich ist, 
noch in den Genuß des Armenscheins zu kommen. !ür werden 
darüber hinaus in der kommenden Sitzungsperiode unsere An- 
träge zu dem Punkt Zivilprozeßordnung, sowie andere Gesetz- 
entwürfe einreichen. AN 

„Ebenso lehnen wir die Verordnung ab, die besagt 
daß gine Anderung vorgenäumen werden soll betr. der Auswahl 
der Geschworenen und Schöffen. Mir beantragen auch in die- 
ser ee: die alte Fassung, und zwar sehen wir die Be- 
eründung, daß das zuviel Arbeit wäre, nicht recht ein. Mir 
Blauen ganz bestimmt, daß es Hintermanöver sind, die zum 

chaden wenigstens der revolutionären Arbeiterschaft aus- 

fallen werden. 


Nun,meine Damen und Herren,komme ich zum nächsten 
Teil:Schonzeiten des läüldes.Dazu hätte ich folgendes zu _sa- 
gen,es ist immer so im kapitalistischen Staat,dass die Pri- 
vilierten mit allen Mitteln versuchen ihre Priviligien zu 
erhalten.Und so ist es auch mit den staatlich konzessionier- 
ten äldschützen.Gerade diese Verordnung zeigt uns,wie die 
Verelendung der breiten Masse vorgeschritten ist. ienn ein 
peter wagt,trotz Verbot,trotz Zuchthaus u.s.w.sich ein 
ld zu nehmen,dass er es wagt,ans :üld zu gehen,das beweist 
doch,dass grosse Not in seiner Familie herrschen muss. !ür 

‚ehnen diese Fassung ab und beantragen dazu,dass den Gemein- 
un u See: 216 SELSgunE des green re nn 
gleichzeitig denjenigen zur Verfügung geste wi ie 
wochenlang kein Fleiäch bekommen haben. ab 
l kine weitere Frage ist die Bestimmung über das 
Yohnungswesen.Dieser Verordnung stimmen wir zu,weil sie min- 
destens einmal auf dem Gebiete der iohnungszwangswirtschaft 
zum Teil mit den heutigen Verhältnissen geht, ir verweisen 
auf unsere Anträge ‚die verlangen die vollständige Durchfüh- 
rung der "ODUUnERS Wangewirtsc ft auch auf bergfiskalische 
Gebäude und Neubauwohnungen und darüber hinaus verweisen 
wir auf unseren Antrag zum Schutze der kleinen Hausbesitzer. 
Ich komme zum grundsätzlichen Antrag. 


(Zuruf des Herrn Präsidenten:Herr Frisch,wollen wir ‘nicht 


die Sache fersie machen,wir sind in einer halben Stun- 
de fertig;ich stelle fest,dass die kommunistische Frak- 


tion zu Sämtlichen Anträgen ihr Gutachten abgegeben hat). 


Vorsitzender: Das !ort hat Herr Abgeordneter Becker ! 
Abe. Denker (2): Ich finde diesen Bericht heute auf dem Schreib- 


selben unter meinen anderen Akten 
Berpaden und ihn noch nicht durchstudiert. Ich konnte des- 

alb auch bei Durcharbeitung der Vorlage nicht das Naterial 
verwenden. Dies ist sehr sc merig da wir in den letzten 
Wochen derart viele Vorlagen geha t haben, daß man sich in 
einzelne nicht hineinarbeiten kann. Damit wir nicht einen 
schweren Fehler machen, beantrage ich trotzdem die Auskunft 

enügend sein mu?R, die Vertagung, weil wir eben doch diese 
Antwort eingehend paDEpruF ee mssen, und weil wir unmöglich 
ein Gutachten abgeben können, ohne daß wir diese Antwort 
eingehend nachgeprüft haben. 


isch vor. Ich habe denselb 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Lieser! | | 
ibg.Lieser (Soz.P.): 


Meine Herren! Wenn man den heutigen Speisezettel des 
Landesrates genau ansieht,so wird man ganz unwillkürlich da- 
ran erinnert,dass wir in Zeiten des Rekords leben. In Sport | 
und Technik wetteifert man,morgen das gestrige und heute zu 
schlagen.Aber nicht allein in Sport und Technik,sondern auch 
Wirtschaft und Politik hat diese Nervosität ergriffen.Rast- | 
los, hastig,nervös,ruhelos eilen die Zeiten BEBRSnBE 04 

in,und der spätere Geschichtsschreiber,der muss,ob er wil 
oder nicht, feststellen,dass das Saargebıetsparlament nicht | 
nur einen ‚eltrekord gebrochen, sondern ihn auch dauernd ge- | 
alten_hat. | 
der letzten Sitzung sieben Steuervorlagen und heute 
11 Verordnungen,in zwei Sitzungen 18 Gesetze.Kein Parlament 
in der ‚ielt wird imstande sein,diesen Rekord zu brechen. enn 
ich auch bestimmt nicht daran rg der Landesrat an 
Rekordsucht 102905 .,59 muss doch gesagt _werden:Übertriebener | 
Sport ist ungesund.Überlastet man das Parlauent,so muss die i 
Gesetzgebung darunter leiden.Den besten Beweis haben wir be- 
kommen in der Erklärung des Regierungsvertreters heute. 


( Zuruf: Sehr richtig )! 


Ist die gnsetsashung schlecht und mangeltait ‚so hat das Saar- 
gebietsvolk die Kosten zu tragen.Und deshalb muß der Ruf noch | 
einmal - ich habe es schon einmal ausgeführt - ertönen:Zu- I 
rück zu normalen Verhältnissen, | 
Und nun meine Damen und Herren;zu den einzelnen Vor- 
lagen einige lorte.Es ist zwar schon wiederholt gesagt wor- 
den,man solle ganz kurz darüber hinweggehen. Ich möchte Sie 
daran erinnerm,dass der Landesrat immer gefordert hat,dass 
wenn die Regie skommission eine Vorlage vorbereitet und 
em Landesrat vor 251,9 soll sie vorher mit den einzelnen 
arteien, Gewerkschaften und sonstigen Gremien Fühlung nehmen. 
Sie tut das meistens nicht,und deshalb müssen wir hier im Len- 
desrat die Gelegenheit benutzen,der Regierungskommission zu | 
sagen,was wir von ihr verlangen und wie wir uns die Gesetze 
für die Zukunft denken. i 
Meine Damen und Herren! Meine Fraktion muss es aus 
grundsätzlichen Erwägungen heraus ablehnen,einen Verordnungs- 
entwurf zu begutachten,der bereits als Notverordn durch 
die RegierungSskommission Gesetzeskraft gefunden hat-Dafür muß 
die Regierungskommission allein die Schuld und die Verantwor- 
tung tragen.Die Begutachtung muss aus 2 Gründen DR: wer- U 
EG 
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den,erstens wäre es nicht notwendig gewesen,die Notverordnung 
zu erlassen und unter Megnahme des Selbstverwaltungsrechts | 
der Gemeinden die Gemeinden und die Gemeindeverbände unter | 
Kuratell der Kommunalbürokratie zu stellen.Es wäre Baoh end | 
Zeit vorhanden gewesen,den Lendesrat,der die gewählten Ver- | 
treter des Volkes darstellt,vorher zu hören.Die Verordnungs- # 
Bei der Regierungskommission verstösst gegen das Saarsta- # 
ut,und dieser Verstoss kann nkcht ohne Protest hingenommen 1 

werden. Zweitens wäre die Vorlage der Verordnung überhau 
| 

| 


\ 


halte zu prüfen und zu überwachen,damit die aufgebrachten Ge- 
meindesteuern nicht,wie es vorgekommen sein soll,verschleudert 


we rden P | 


t | 
nicht brennend gewesen.Die jetzigen Bestimmungen geben der Auf-| 
sichtsbehörde genligende Handhabe ‚die Gemeinden und deren Haus- | 
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werden. _ | | Ä E | 
fürde der Staat,wie es seine Pflicht wäre,die Gemein- 
den von den Lasten,die er selbst zu tragen hat - Ich brauche 
dabei nur an die Erwerbslosenfürsorge zu erinnern - befreien, 
da wäre meistens der Gemeindehaushalt in Ordnung. 
(Zuruf bei den Sozialdemokraten: Sehr richtig)! 


Eine Verordnung auf legalem oder illegalen lege und eine Be- 
vormundung wäre in den seltensten Fällen notwendig gewesen, 
Aus all Syonen Gründen müssen wir die Begutachtung 

age ablehnen. 

. Das,wag zur ersten Vorlage gesagt worden ist,gilt 
auch für due 2,Verordnung betreffend Aufnahme von Anleihen 
und Darlehen und dergl.dürch Gemeinden und Gemeindeverbände. 
Auch da hätte die Einholung eines Gutachtens des Lanlesrats 
durchaus nicht im Bereiche des Unmöglichen gelegen. Liner 
Notverordnung hätte es nicht bedurft.Auch wir sind keine An- 
hänger von einer grenzen-und planlosen Anleihewirtschaft und 
haben in der Kommunalpolitik in dieser Frage unseren Mann 
jederzeit gestanden.Um aber NMisswirtschaft in den Gemeinde- 
Lerunt Fungen zu unterbinden,haben die bisherügen Bestimmungen 
über die Aufsicht genügend Handhaben er, iner neuen Ver- 
ordnung oder gar Nötverordnung bedurfte es also nicht.Ja,man 
kann sogar den Spiess umdrehen. enn es richtig ist,dass eji- 
ne Misswirtschaft eingegriffen hat,dann u vielleicht 
an_ den betreffenden Gemeinden,wie an der Aufsichtsbehörde, 
selbst.Und in einer Zeit,wo die vom Völkerbundsrat genehmigte 

eihe durch die Regierungskommission nicht untergebracht 

werden kann,die Anleihepolitik also Schiffbruch erlitten hat, 
sollte man froh sein,wenn Gemeinden und Gemeindeverbände noch 
in. der Lage sind,zur Belebung der !irtschaft günstige An- 
jeihen aufnehmen zu können.Die Regierungskommission sollte 
also keine Einschränkungen vornehmen,sondern ihre Mithilfe 
den Gemeinden gewähren.Eine Notwendigkeit von Notverordnung 
und Verordnung ist also nicht erwiesen und wir lehnen auch 
hier eine Begutachtung grundsätzlich ab. 


er Vor- 


Besoldunssreform der Kreis-und Gemeindebeamten und Angestellten 


... Meine Herren! Obwohl die Rückverweisung an die Kom- 
mission beantragt ist,halten wir es doch für notwendig,unse- 
re Meinung zu dieser !'rage zu sagen.Zu der vorliegenden Ver- 
ordnung ist zu sagen,dass noch selten dem Landesrat eine Vor- 
lage unterbreitet wurde ,die so stark den Stempel der Unge- 
wissheit und Zweideutigkeit trägt.Man darf annehmen,das der 
vorgelegte Gesetzentwurf das Produkt des Kampfes ist,den die 
verschiedenen Parteien um die übersetzten Spitzengehälter 
einer Reihe Kommunalbeamten, Privatbeamten und Angestellten in 
der irtschaft geführt haben.Sieht man sich aber die Vorlage 

noch mehr die Begründung hierzu genau an,so kommt man von 
dem Gefühl nicht los,dass man scheinbar die Großen in den 
Vordergrund stellt,ihnen aber nicht beikommt oder nicht bei- 
kommen will,weil man sich in erster Linie selbst treffen wür- 
de.Den kleinen und mittleren Beamten aber läßt man wieder 
bluten. lährend in der ziemlich harmlosen Verordnung die durch 


das Mitglied der ARE STINER auisiaslün AutEnatdiite Besoldungs- 


übersicht als massgebend bezeichnet wird,also nur eine Nach- 


rüfung erforderlich wäre,sagt man zur Begründ in der Kon- 
missio n,dass alle Beamten eingruppiertswerden sollen. 
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Man spricht in der Vorlage auch vorsichtigerweise nicht da- 
von ob die alte Besoldungsübersicht,oder eine neue massge- 
bend sein soll.Das Letztere dürfte der Fall sein,denn wie 
könnte durch einige durch Nachprüfung festgestellte Rück- 
stufungen den zerrüteteten Gemeindefinanzen wieder auf die 
Beine geholfen werden? Es besteht also - und wir sind durch 
das Verhalten der Regierungsvertreter in unserer Meinung, 
noch bestärkt worden - die Möglichkeit und Gefahr,dass, wie 
immer,die Massen der kleinen und mittleren Beamten wieder 
zur Sanie der Gemeindefinanzen herangezogen werden.Die 
höheren Beamten dagegen kommen wieder ziemlich pagerupft 
davon. leiter spricht die Begründung von der Aufhebung der 
wohlerworbenen Rechte der Beamten.Da damit in erster Linie 
nicht die großen Beamten getroffen werden können und nur 
die kleinen erfasst werden,lehnen wir auch dieses Beginnen 
u soll in Zukunft nicht die BES LRÄRTOFIIE TIER B0D- 


ern gas Verwaltungsorean der Bürgermeister,die Binst 


der Beamten vornehmen.Einer solchen Ausschaltung der Gemein- 
devertretung können wir nicht zustimmen. _ 

„Ebenso ist das Recht des Beamten,sich selber gegen 
eine ihm ungerecht erscheinende Einstufung zu wahren,a Pe 
schafft worden,indem nur das Verwaltun SOFgpn,alBo der Bür- 
DemELa ter ‚du0 Schiedsgericht anrufen kann.Dazu kommt noch 

as vorgesehen einseitig zusammengesetzte Schiedsgericht, in 
dem das fremde Element vorherrschend ist,von welchem eine 
erspriessliche Arbeit nicht zu erwarten ıst.Aus all den 
Gründen lehnen wir die vorgelegte Verordnung ab und beantrs- 

en,unter Schonung der unteren und mittleren Beamten Abbau 

ort,wo wirklich etwas zu holen ist und wo man ihn vertra- 
gen kann.Abbau des Gehaltes,am den Regierun skonmission-NMit- 
gläedern angefangen, bis zur unteren Grenze der höheren Beam- 

en.Nur für eine solche Besoldungsfreform wird man in der 
Bevölkerung des Saargebietes Verständnis finden. 


Aufwertung der Ansprüche aus Pfandbriefen der Hypothekenbanken 


Der Vorlage 4 stimmen wir zu und schliessen uns der Anregung 
der Kommission an,dass durch Bildung einer Hommission eine 
allgemeine Herabsetzung des Zinsfusses erreicht werden soll. 


Fälligkeit und Verzinsung der Aufwertungshypotheken. 


Die sozialdemokratische Fraktion stimmt im allgemeinen 
der Vorlage zu.Hinsichtlich des Zinsfusses,der in der Vorla- 
ge allgemein auf 6% festgesetzt ist,schliessen wir uns dem 
gestaffelten Antrag der kommunistischen Fraktion an. 


Einbehaltung von aren, 


Der Vorlage kann im allgemeinen zugestimmt werden ‚da 
damit vermieden werden soll,dass ‚iaren,die auf Grund von Han- 
delsverträgen oder behördlicher Genehmigung in das Saargebiet 
hereingebracht wurden wieder ausgeführt werden.Ob nun das 
ort "Ausfuhr" durch das lort "Verbringen" ersetzt werden soll 
wie es die Kommission beantragt hat,ist von minderer Bedeu- 
tung,wenn nicht die Behandlung der Verordnung schikanös durch- 
geführt wird. 130 

Dem Abänderungsantrag der Zentrunsfraktion,dass die 
Ausfuhr oder Verbringen der :iaren aus dem Saargebiet inner- 
halb des kleinen Grenzverkehrs nicht unter die Bestimmungen 


der 
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der Verordnung fellen,stimmen wir zu.Ebenso sind wir damit 
einverstanden,dass die Ausfuhrbestimmungen erst nach Anhören 
der beteiligten Gremien,wie Schutzverband ‚Handwerks-und Han- 
delskammer usw.erlassen werden sollen. 


oabewesen.unlauterer ‚ettbewerb und Finheitäpreisgeschäfte, 


Dem ersten Teil der Vorlage stimmen wir zu.Die kommunistische 
Fraktion hat allerdings gesagt,sie lehnt sie ab und hat doch 
dafür gesprochen. ‚ir stimmen zu,weil das Zugabewesen oft da- 
zus“ dlent,die Hausfrauen zum Bezug einer gewissen lare zu 
verpflichten,bis die Bedingung erfüllt ist,um die. Zugabe zu 
erhalten. Oft muss man dann feststellen,dass die Zugabe soge- 
nannte Ausschussware ist und die Hausfrau nach genauer Prü- 
fung feststellen muss,dass sie einschliesslich der Zugabe, 
unter Freiggabe der freien Konkurrenz ‚doch teurer eingekauft 
hat als in Geschäften ohne Zugabe. Festgehalten muss jedoch 
die Erklärung däs Regierungsvertreters in der Kommission wer- 
den,wonach die Gewährung von Dividenden in den Konsumvereinen 
nicht unter den Begriff "Zugabewesen" fällt. ä 
‘benso stimmen wir dem zweiten Teil der Vorlage zu,wün- 

schen aber,dass den tatsächlichen Ausverkäufen,den Sogenannten 

aisonausverkäufen keine unnützen Schwierigkeiten gemacht wer- 
den.Ob es sich erreichen läßt,dass nicht eine Persön,die den 
Ausverkauf durchführt,an einem ähnlichen Geschäft eines ande- 

eh beteiligt,muss sehr bezweifelt werden. Zum 3.Teil,Ein- 

e aeprpı Ben achät Se, ist nach unserer Meinung eine nochnalige 


| SsionSberatung notwendig. 


Zur Vorlage betreffend 


Abänderung der Zivilprozeßordnung. 


Der vorgelegte Verordnungsentwurf sieht eine Einschrän- 
kung _der Ben 1 Teusg des Armenrechtes vor.Es soll nur der die 
Bewilligung des Armenrechtes erhalten,wenn die beabsichtigte 
Rechtsverfolgung und Rechtsverteitigung "Aussicht auf Erfolg" 
bietet.Die eg DmLLZIERRE des Armenrechtes wird 
damit begründet,daß sich Mißstände im Armenrechtswesen erge- 
ben haben.Es ist sicher ein Mißstand,wenn - um einen außer-. 
saarländischen Fall anzuführen - ein ehemaliger Prinz sich im 
Armenrecht eine Millionenabfindung ergattern konnte.Dort war 
sicher"Aussicht auf Erfolg" im Voraus vorhanden,während man 
einen gewöhnlichen Sterblichen nach den Bestimmungen des vor- 
gelegten Verordnungsentmwurfes sicher sagen würde,es besteht 
ga doch keine Aussicht auf Erfolg,das Armenrecht wird nicht 
ewilligt.Außerdem steht die Einschränkung des Armenrechts _ 
mit der niedergehenden \äirtschaft und mir ihr verbundenen wei- 
teren Verarmung breiter Volksschichten in widerspruch,so daß 
eher eine Erweiterung der Bewilligung des Armenrechts am Plat- 
ze wäre. ir lehnen die Vorlage ab. 


Zur Vorlage betreffend 





Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes. 


‚Nach der Begründung,die dem Verordnungsentwurf_beige- 
ges ist,könnte man annehmen,daß die Anderung der Urlisten 
erer,die zum Schöffen-und Geschwrenen-Amt berufen werden 


können, 
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können,nur auf die Stadt Saarbrücken Anwend finden könne. 
Aber wer gi t die Gewähr, daß diese Änderung auch bei andern 
emeinden vorgenommen wird? Im Grunde genommen, bedeutet die 

Vorlage eine Einschränkung des Rechts der Staatsbürger. 


‘ur können der Vorlage nicht zustimmen,auch dann nicht, 


wenn nur die Stadt Saarbrücken in Frage käme. iias den Staats- 
bürgern der anderen Gemeinden recht ist,muß denen der Stadt 
Saarbrücken billig sein. 


Zur Vorlage betreffend 


Abänderung der Verordnung vom 28.5.betr.: 
Schonzeiten des .lildes. 


Der Vorlage,die nur eine formelle Erweiterung der 
ursprünglichen Verordn bezweckt,stimmen wir zu. 

Dem Antrag des Zentrums,daß im Interesse der konsu- 
menten der Bezug von "ildbret aus den deutschen Grenzgebieten 
auch während der im Saargebiet geltenden Schonzeiten erfol- 
gen kann,schließen wir uns an. 


Zur Vorlage betreffend 
Verlängerung der Bestimmungen über das 


f 


iIohnungswesen. 


Der Verlängerung der Geltungdauer der Verordnung 
betr.Regelung des iohnungswesens bis zum 31.Dezember 1932 
stimmen wir nicht nur zu,sondern stehen im Gegensatz zu den 
Verneinern des Mieterschutzes auf dem Standpunkt,daß unter 
den obwaltenden Verhältnissen im yensgebiet eine Erweiterung 
des neleranhutzee am Platze ist. ir befinden uns damit in 
teilweiser Übereinstimmung mit der Kommunistischen Fraktion. 
denn auch zugegeben werden muß,daß mancher Konflikt zwischen 

eter und Vermieter auf die KuBumgenwengewirtuchaft zuruck- 
zuführen ist,so würde die Aus be ng des SrSTBchutgns einen 
eeFeräglichen Zustand, für den Mieter herbeiführen. Die Auf- 

e es Mieterschutzes hätte die Anpassung der Miete für 
die Altwohnungen an die übersetzten Mietpreise der Neubau- 
wohnungen zur Zulge. Nie die Mieter,die zum größten Teil der 
werktätigen Bevölkerung und dem Heer der Erwerbslosen angehö- 
ren,die Wiete aufbringen sollen,darüber machen sich die An- 
hänger deer freien : EUNGDESHNORGEREETSCHERT ROM Sorge. Wenn 
vıele Neubauwohnungen leer stehen,so ist dies nicht auf nan- 
gelnde Nachfrage nach Neubauwohnungen, sondern auf die über- 
setzt® Miete zurückzuführen. Vermieter von Neubauwohnungen er- 
klärgn daß sie durch hohe Zinsleistungen ak ae seien,diese 
über setzten Mietpreise zu verlangen.Die Praxis hat aber gezeigt 
daß. viele Hausbesitzer lieber monatlang den Verlust eines nie- 

rigen Mietpreises in Kauf nehmen,als mit der Niete herunter 
zu, gehen.Damit ist der Beweis erbracht,daß das Ziel der Hausbe- 
Sätzer die Aufrechterhaltung der hohen Mietpreise ohne auf die 
V‘eränderten wirtschaftlichen Verhältnisse Rücksicht zu nehmen 

st.Auch würde eine schon an anderer Stelle verlangte Herabset- 
zung der Zinssätze für Darlehensnehmer segensreich wirken. 

as sind kurz die Ausführungen,die ich zu den Vorlagen 

der heutigen Tagesordnung zu machen habe. 


(Bravo-Rufe der Sozialdemokraten! ) 
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rsitzender: Das dort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


jg.Schmelzer (BEN): Meine Dame und meine Herren! Zu den Vorlagen un- 
er Lund 2b 


etr. 





2) Aufnahme von Anleihen Na Da > ner nd derel.du 
Gemeinden und Gemeindeverbände ; 


haben wir in der Kommissionssitzung vom 15.März ds. Js.unser 
Gutachten abgegeben. 


Zur Vorlage 3 betr. 


esoldungsreform der Kreis- Gemei be n 


und Angestellten 


sind wir damit einverstanden,daß die Vorlage an die Kommis sim 
zurückgeht. Ich habe in einer der letzten Sıtzungen darauf 
hingewiesen,daß eine Anzahl Beamte der Gebietsverwaltung sehr 
viele mangelhafte Fähigkeiten aufweisen.Der Herr Staatskon- 
missar hat mir damals einen Vorwurf gemackt.Ich möchte bei 
dieser Gelegenheit feststellen,daß unter einer der früheren 
Regierungskoumission,diese mit ihrem Prestige als unverein- 
bar gehalten hätte,die Vorlage zurückzuziehen.Das bedeutet 
nunmehr ein Fortschritt.Auf wen diese Schwenkung zurückzu- 
führen ist,weiß ich nicht. 


Zu den Vorlagen 4 und 5 betreffend: 


4) Aufwertung der Ansprüche aus Pfandbriefen der 
Hypothekenbanken 


5) Fälligkeit und Verzinsung der Aufwertungshy- 
potheken 


habe ich zu erklären,daß wir diese Vorlagen annehmen.Zu_ der 
Vorlage 4 möchten wir nochmals an unseren Vorschlag in der 
Kommission hinweisen,daß die Regierungskommission eine Vor- 
lage machen möge,die eine Aufwertung der Industrie-und Kom- 
rg page vorsieht.Die Schwierigkeiten,die vorge- 
tragen wurden,erkennen wir nicht an. _| 

ed 5) erneuere ich meinen Vorschlag,zu prı- 
fen,wie man neue Hypotheken beschafft.Die Vorlage ist ja nur 
ein Notbehelf. 


Zur Vorlage 6 betreffend 


Einbehaltung von |‚haren 





bin ich auch dafür,daß die Vorlage an die Kommission zurück- 
gent und zwar aus dem Brei ahen Grund,den Herr Becker ausge- 

ührt hat,daß der Direktor der Abteilung für wirtschaftliche 
Angelegenheiten Rede und Antwort vor ung steht, Ich kann nicht 


verstehen, 
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verstehen,was der Herr Staatskommissar sagt,daß in den er- 
teilten Antworten alles enthalten sei.Die Direktion für wirt- 
schaftliche Angelegenheiten ist mehr eine Direktion zur För- 
derung der wirtschaftlichen Interessen Frankreichs. las wir 
dem Direktor sagen wollen,werden wir ihm in der Kommission 
sagen. \ir haben des öfteren darauf hingewiesen,und es als 
ein Mißstand bezeichnet,daß immer in der Kommission und in 
der Vollversammlung Vertreter der Regierung erscheinen ,die 
nicht bevollmächtigt sind eine feste Zusage zu machen. enn 
der Direktor für wirtschaftliche Angelegenheiten sich darauf 
berufen sollte,daß er der deutschen Sprache nicht mächtig 
sei und daher nicht erscheinen könne,so ist unsere Meinun 
die,daß in einem Gebiet,in dem die deutsche rem urch 
Versailler Vertrag garantiert ist,er sich in dieser Sprache 
verständlich machen muß. Seine Vorgänger haben ‚nes TORLageN 
auch persönlich im Landesrat vertreten.Herr Morice spricht 
ja auch kein gutes Deutsch,aber wir haben uns schon öfters 
mit ihm verständigt. ienn der Direktor fur wirsachast liche 
Angelegenheiten es unter seiner \ürde halten sollte,im Lan- 
desrat Rede und Antwort zu stehen,dann muß er es auch unter 
seiner üürde Balten,von uns sein Gehalt zu beziehen.Seinem 
Abtritt steht nichts im lege. 


Zur Vorlage 7 betreffend 


Zugabewesen ‚unlauteren lettbewerb und Ein- 
heitspreisgeschäfte. 


‚ „ar sind für die Annahme dieser Vorlage.Der Sprecher 
der Sozialdemokraten hat bereits auf die Ausführungen der 
Kommunistischen Rednerin hingewiesen. ir befinden uns in Über- 
einstimmung mir ihr,wenn sie sagt,daß eine Sagen kein Ge- 
schenk sei,sondern im Preis der are eingerechnet ist.Sie 
hat_nur vergessen die richtige Folgerung zu ziehen und der 

orlage zuzustimmen. 


Die Anderung,die der Abgeordnete Becker vorgeschla- 
gen hat,nehmen wir an. 


Den Vorlagen unter 8 und 9 betreffend 


8) Abänderung der Zivilprozeßordnune 
9) Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 


stimmen wir zu.:ias die Beschränkung der Bewilligung des Ar- 
menrechtes anbetrifft,so betrachten wir de se Maßnahme als 
ein Vorteil,denn es ist mit der Bewilligung des Armenrechtes 
viel Mißbrauch getrieben worden und wenn sich der Herr Vor- 
redner überlegt hätte,daß der Beklagte für die Kosten auf- 
kommen muß,dann hätte er sich ein anderes Bild gemacht. für 
stimmen beiden Vorlagen zu. 


Der Vorlage 10 betreffend 


‘ Abänderung der Verordnung vom 28.5.1931 
betr.Schonzeiten des lüldes 


stimmen wir ebenfalls zu,auch dem Antrag der Zentrumsfraktion. 


Die 
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Die Vorlage 11 betreffend 
Verlängerung der Bestimmungen über das \ohnungswesen 


lehnen wir _ab,und sind dafür,daß recht bald eine neue Vor- 
lage vorgelegt wird. : I 
Ich darf vielleicht meinen Ausführungen noch eine An- 
frage gahänge n; 
Herr Staatskowmissar,durch die Presse ist die Notiz 
5° engen,daß ein Redakteur in Merzig durch französische 
ollbeante mißhandelt wurde.Es muß anerkannt werden,daß es 
unter den Zöllnern auch anständige Leute gibt,aber sobald 
ein höherer französischer Zollbeamter in Aktion tritt,sind 
die Leute nervös.Dieser Vorfall bietet Anlaß genug,daß die 
'Regierungskommission etwas bei der französischen Zlivermi- 
tung unternimmt.In der Hornbacher Angelegenheit kann die 
Regierungskonni ssion weitgehend Gebrauch zu machen. 
1elleicht ist der Herr Staatskommissar in der Lage, 
etwas darüber sagen zu können,wenn nicht,dann erwarten wir 
eine entsprechende Antwort später. > 


orsitzender: Ich kann feststellen, daß sämtliche Fraktionen ihre 

Gutachten abgegeben haben. Er 
Es ist seit 2estehen des Landesrates sehr fleißig 
gegrheitet worden. Vir haben in 13 Kommissionssitzungen und 
Vollversammlungen nicht weniger als 36 Verordnungsentwürfe 

behandelt. Das war insbesondere f.r die teilnehmenden Mit- 
glieder der Regierung, auch für die Vorsitzenden und Be- 
earatgcher eine große Aufgabe, und insbesondere für das 
Büro des desrates war es diesmal eine Aufgabe von einem 


Umfang, die wohl noch selten geleistet worden ist. 
Ich möchte dies zum Anlaß nehmen, namens der Versann- 
lung den Dank zum Ausdruck zu bringen. 
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Vorsitzender: Das Tort hat Herr Abgeordneter Detjen! | 
Abg. Detjen(KP): Meine Dame und meine Herren! Ich will zu den | 
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verSchiedenen Punkten Stellung nehmen. Zunächst wurde uns 
bekannt, daß das Länderabkommen zwischen Frankreich ,Elsaß- 
Lothringen, Saargebiet und Deutschland, in Paris und zwar | 
betreffs der Sozialversicherung zum Abschluß gekommen ist. ! 
Mr sind als Kommunistische Fraktion der AeigEng, daß zum 
mindesten einem Vertreter der verschiedenen Landesrats- | 
fraktionen dieses Abkommen zugesandt wird, damit wir uns | 
auch eingehend mit dieser Geschichte befassen können und 
in der Lage sind, zu all den Fragen Pte lung zu nehmen. 
fir haben ein Interesse daran, daß die Belange der Sozial- 
versicherten usw. gewahrt werden. 

ER Desweiteren möchte ich an folgendes erinnern: 
Anläßlich der Landesratswahlen, oder bezw. vor der Wahl, 
hat die Regierungskommission den einzelnen Gemeinden er- 
klärt, daß die ÄuERDen, die sie im Interesse der Regierung 
für dis Vahl zu tä igen hätten, wieder zurückerstattet wer- 
den r konnten feststellen, daß die Aapierungskomingion 
bis heute dem nicht nachgekommen ist, d.h. nur zum Tei 
nachgekommen ist, aber für größere Beträge überhaupt es 
ablehnen will, den Gemeinden die Unkosten,die ihnen an- 
läßlich der Tahl entstanden ee, zurückzuerstatten. Mir 
sind der Auffassung, daß der Landesrat sich ebenfalls _da- 
mit beschäftigen und von der EOELETSRGSRDRNE SBL0N verlangen 
muß,daß diese Gelder zurückbezahlt werden, die die Gemein- 
den vorgelegt haben. Eee 

Ich will noch auf einen Fall hinweisen und zwar 
betr. Krankenhaus Rastpfuhl, wo ein Arzt der nebenbei be- | 
merkt, sehr beliebt _war unter den atienten, plötzlich auf j 
eine Anweisung ee he enge nenn hin des Landes ver- 4 
wiesen wurde und zwar angeblich deswegen, weil dieser Arzt | 
in Deutschland sein Examen nicht gemacht haben soll. Ich | 
kann mir nicht denken, daß die Herrschaften letzten indes 
heute derartige freundliche Stellung Deutschland gegenüber 
pranghnen., zumal auch auf der anderen Seite böse Zungen be- | 

| 





haupten, daß dieser Mann auf Grund von gemeinen Denunziatio- 
nen, die man der Regierungskommission unterbreitet hat,aus 
dem Lande verwiesen wurde. Ich möchte den Herrn Staatskon- | 
missar ersuchen, dahingehend einmal nachzuforschen, wie j- 
sich diese Dinge verhalten. Ich Deanhrage dementsprechend, | 
daß uns in der nächsten Sitzung Auskunft gegeben wird ‚denn j 
wir sehen nicht ein, daß ein Arzt, der im Interesse der | 
Patienten seine Pflicht hier erfüllt hat, einfach auf ano- \ 
nyme Briefe hin usw., letzten Endes vielleicht auch auf per- i 
sönliche Rücksprache eines anderen Interessenten einfach | 
aus dem saure iet ausgewiesen wird. “ 
ch möchte noch auf einen Antrag zurückgreifen, 4 
den die Zentrumsfraktion in der letzten Plenarsitzung_ge- in 
stellt hat, und zwar dahingehend, daß die Diäten der Landes-- #—> 
ratsmitglieder abgebaut werden sollen. Die Zentrumspartei 4 
begründete das, soweit ich mich erinnere,damit, daß eben I 
im Zeichen der Zeit, im Zeichen der BORRDOBEERE Sparmaßnah- j 
men auch die Abgeordneten des Landesrates mit einem geringe- ! 
ren Diätensatz Sich zufrieden geben würden. Mir als Kommu- | 
nisten haben dazu grundsätzlich folgendes zu sagen: Mir sind | 
nicht der peinung, daß allgemein die Diäten ee aut werden | 
können. Wohl vertreten wir die Ansicht, daß alle die Herren, 
die über 30 000 FERDBOR Jahresgehalt verdienen insbesondere 
die Millionäre, wie Herr Becker usw., ohne weiteres voll- 4 
ständig auf die Diäten verzichten können. Mir können aber 2 
nicht verstehen, daß man den Arbeitern, die noch im Produk- 4 
tionsprozeß stehen, oder durch die wahnsinnigen Rationali- 4 
sierungsmaßnahnen des Kapitals auf die Straße gesetzt wurden, | 
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die Diäten abbauen will, die doch letzten Endes, was nicht be- 
stritten werden kann, einen höheren Aufwand führen mussen, wenn | 
mung insofern, als sie ihren einzigen SORNtEgBANZUG, den 

sie zu Hause haben, zu den Sitzungen anziehen müssen. Ich bin 
nicht der «weinung, daß man so generell diese Frage stellt, und 
daß man wenigstens, wenn man schon einen Abbau vornehmen will, 
eine Staffelung vornehmen soll. Tir als Kommunistische Fraktion 
sind bereit, eine BLOG LGR Staffelung dem Landesrat zu unter- 
breiten, wenn es gewünscht wird. eu, 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß es para- 
dox klingt, von den Abgeordneten den Abbau der Diäten zu ver- 
langen, wenn man auf der anderen Seite feststellen muß, daß. 
höhere Beamte En Mnereebiet trotz der allgemeinen Notlage, bis 
heute nicht verzichtet haben auf nur einen (entimes ihrer Ne- 





beneinnahmen, ihrer Gehälter usw. Ich erinnere insbesondere an 
die Regierungsgehälter, Aufwandsentschädigungen usw. | 
Ich möchte nicht auf all die Dinge hingehen, sondern 
zum Schluß den Antrag meines Parteifreundes lilhelm, der dahin- 
eht, Untersuchungsstellen zu schaffen, die die Unfälle auf der 
aar-Eisenbahn nachforschen sollen, dahin zu erweitern, daß, 
überhaupt der Landesrat eine derartige Kommission bildet, die 
einmal in arbeitsrechtlicher und_arbeitsschutzrechtlicher Be- 
ziehung nach dem Rechten sieht. Ich erinnere daran, daß von 
eiten der Bauarbeiter-Verbände schon seit Jahren die Forderung 
erhoben wird, daß gesetzliche Arbeiterschutz-Kommissionen ge- 
schaffen werden so len. Es ist bis heute nichts geschehen In | 
dieser Sache. ir können feststellen an Hand von ziemlich zahl- 
reichem Material trotz der darniederliegenden Bauwirtschaft, | 
daß stets eine Reihe von Unfällen zu verzeichnen sind. Mr ken- 
nen auch die Gefahren im Bergbau, . Und all diese Dinge bewegen 
mich, den AuereE dahingehend zu erweitern, daß überhaupt eine 
Kommission geschaffen wird, die grundsätzlich zu den Fragen 
in arbeitsschutzrechtlicher Beziehung Stellung nimmt, die dann 
auch diese Fälle mit untersucht, um eingehend Remedur zu schaffen. 





itzender: Das ort hat der Herr Staatskommissar! | 
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tskommissar Kuchenbecker: Auf die Anfrage des Herrn Schmelzer | 
muß ich erwidern, daß wegen des Falls bei der Zollstelle in 
Bachem die Se eauctnng schwebt. Eine amtliche Mitteilung über 
diesen Fall ist durch das M%lffbüro bereits erfolgt. Eine Unter- 
suchung durch drei Ärzte hat stattgefunden. Spuren irgendeiner 
Verletzung waren bei dem Herrn Meller nicht festzustellen. Der 
Fall liegt offenbar nicht so, wie es nach den ursprünglichen 
Zeitungsnachrichten schien. 
er den Stand des Verfahrens in der Hornbacher An- 
gelegenheit kann ich leider keine Auskunft geben, ich werde bei 
nächster Gelegenheit darauf zurückkommen. £ 
as den Satz in der Besoldungsreformbegründung anbe- 
langt; Mohlerworbene Rechte werden aufgehoben, so steht tat- 
sächlich die Auffassung des Referenten, der die Begründung ent- 
worfen hat, in liderspruch mit der der Regierungskömmission. 
Er hat offenbar EreTaubt den Kern der Verordnung mit diesen 
Satz herausgeschält zu haben. | 
Zuruf des Abg. Schmelzer: Ist das ein besonderes Kriterium) 
Der Satz der Begründung hat der BApLSTUR skommission nicht vor- 
gelegen. Der mir als sehr tüchtig bekannte Neferent hat Beßlaup® 
in den aapeslärten Satz den Kernpunkt der Verordnung zu erblicken, 
während die Hegierungskommission, wie ihr neuerlicher Beschluß 
feststellt, keineswegs die wohlerworbenen Rechte der Beamten 
aufheben wıll N 
Die Vorwürfe, die gegen verschiedene Beamte der Zen- 
tralverwaltung erhoben worden sind, muß ich zurückweisen,na- 
mentlich muß ich den allgemein erhobenen Vorwürfen bezüglich 
der Brenz eune der. Arbeiten durch den Direktor der Abteilung 
für wirtschaftliche Angelegenheiten widersprechen. Der betref- 
fende Beamte versteht übrigens deutsch, er ist der deutschen 
Sprache durchaus mächtig. 
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lorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter lorenz! 


Ibg.Lorenz (KP): Ich möchte nur zu 3 verschiedenen Dingen Stellung 


nehmen,erstens zu dem eingereichten Antrag betr.Bergarbeiter- 
schutzgesetz. ir sind der Auffassung,daß solche von uns ein- 
ereichten Gesetzentwürfe und Anträge zum mindsten von dem 
errn Präsidenten,da ein Antrag vorliegt,direkt auf die Ta- 
gesordnung zur Beratung gestellt werden müssen und nicht,daß 
man solche wichtigen Dinge stets am Schluß einer Sitzungs- 
periode behandelt. 


lorsitzender: Es ist das nicht möglich, das war alle die Jahre nicht 


möglich, diese Sachen auf die Tagesordnung zu setzen. Au 
Solche kommen nur Gegenstände ‚die von der Regierung über- 
wiesen wurden und alles andere, was vom Landesrat ausgeht, 
wird als solches hier im Landesrat behandelt, ohne auf die 
Eueesc Tapune gesetzt zu werden. Das steht ausdrücklich in 
der Geschäftsordnung. Es war immer reichlich Zeit,sowohl 
wahrend der Debatte als auch nachher darauf zu sprechen zu 
zommen. 


\be. Torenz (KP): ir möchten dazu die Bemerkung machen,daß wir ge- 


gen eine solche Bevormundung und Einhaltung der Formalitäten 
aufs allerentschiedenste BEUSae For müssen. ir sind der 
Auffassung,daß zum mindesten eins geschehen muß,daß der 
Staatskommıssar Kuchenbecker hier vor dem Plenum des Landes- 
rates sich äussern muß,was die Regierungskommission zu die- 
sen wichtigen von uns PIRgKFRLOHFeR Anträgen zu sagen hat. 
„ir müssen umsomehr darauf bestehen,da,wie der Abg.Detjen 
schon ausgeführt hat,die Lage auf der Eisenbahn in den’letzen 
Tagen zu direkten katastrophalen Auswirkungen geführt hat, 
wenn man sieht,daß innerhalb 8 Tagen den Rationalisierungs- 
maßnahmen diesem Antreibersysten,2 lenschenleben zum Opfer ge- 
fallen sind,ein Arbeiter auf dem Bahnhof Sulzbach und einer 
auf dem Bahnhof Ottweik r.Und wir stellen fest,daß die Eisen- 
bahndirektion dazu übergehen will und will die Schuld in bei- 
den Fällen abwälzen einmal auf den Getötetaund zweitens auf 


die Arbeiter,die in der unmittelbaren Nähe des Getöteten waren. 


“ir sind der lieinung,daß solche Anstrengungen nur gemacht wer- 
den,um die Eisenbahndirektion zu decken,einmat:-und zweitens um 
die Kegierungskommission zu decken,in deren Auftrag die Eisen- 
bahndirektion solche llassnahmen gegen die Arbeiter,unteren 
Beamten und Angestellte zur Deschführune ragt. DE schlagen 
vor,daß die von uns Daun tagte Kommission heute ee wird 
zu der wir unsere Abgeordneten Hey,Sommer und L!hoste in Vor- 
schlag bringen. 
‚ Und ausserdem noch zum Schluß: Die Herren Abge- 
oräneten Lieser und Schmelzer,sie glaubten herumsckern zu 
können an der Stellungnahme unserer Abgeordneten Hermann zu 
der ‚race des Zugabewesens. ir sind der Auffassung,daß, wenn 
man zur re Regierungskommi ssion sagt,wir würden 
sie annehmen,die Abgeordnete Hermann hätte dazu die Beweise 
ebracht,daß man sie annehmen müsse,dann fragen wir in erster 
ınıe,wen trifft die Verordnung.Sie trifft nicht nur den Ar- 


beiter,sondern sie trifft vor allen ne pre Se 


Und wir glauben,daß man das Lebensniveau des Fe ee 
benden nicht damit heben kann,daß man eime solche Verordnun 
herausgibt,daß man mit solchen Prärentivmittelchen darangeht, 
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sondern wir Bagen, das Lebensniveau des Kleingewerbetreibenden 
d 


wird dann gehoben, wenn das Lebenenive u des Ärbeiters geho- 
ben wird,wenn der Arbeiter mehr Lohn,der Erwerbslose mehr Un- 
terstützung bekommt.Dann kann der Kleingewerbetreibende mehr 
verkaufen,er kann mehr und mehr von der Form des Zugabewesens 
abgehen,er kann darauf verzichten und dem Kunden auch bessere 
are liefern.Aber wir können uns nicht vorstellen 
ordnung diejenigen triff t 
ucherer auf diesem Gebiete,sie trifft mur den Kleingewerbe- 
treibenden,denn er greift meistens zu solchen Mitteln,damit 
er erg sein Geschäft aufrecht erhalten kann.Unter die- 
sem Gesichtspunkt bekämpfen wir das ee erste 
chritt dagegen ist,dass man den Arbeitern das Existenzni- 
nimum erhöht und dadurch dem Kleingewerbetreibenden die 
Ixistenz sichert,und so den Arbeitern und den Kleingewerbe- 
treibenden die Möglichkeit gibt,von sich aus das Zugabewesen 
zu bekämpfen. i 
Und von diesem Gesichtspunkt aus erklären 

Stellungnahme 
richtig, 


ir die 
der Abgeordneten Hermann noch nachträglich als 





2 RE lass die Ver- 
t,die sie treffen sollte,die wirklichen 
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orsitzender: Das "iort hat Herr Abgeordneter Frisch! 
bg. Frisch (KP):;: Meine Damen und Herren! Durch die Auswirkungen der 


Weltmrtschaftskrise ist auch hier im Saargebiet ein Teil 
der Bevölkerung in eine ganz katastrophale Lage hineinge- 
kommen,und zwar handelt es sich um die werktä ige Jugend an 
der Saar.Ich muß hier feststellen,meine Herren,daß es typisch 
ist für alle bürgerliche Parteien,die draussen in den Ver- 
S ungen so kolossale Ana STAngUngen machen,um der Jugend 
habhaft zu werden,die draussen in den Versammlungen der Ju- 
gend alles versprechen,obwohl im Landesrat,seitdem er neu g9- 
wählt ist,36 Verordnungen durchgepeitscht worden sind,nich 
ein einziges !\ort über die Not der werktätigen Jugend an der 
Saar und Über den Jugendschutz Bu worden ist.Meine 
Herren,wir wissen alle,daß 10 ODO ungarbeiter durch die 
Rationalisierung auf das Straßenpflaster eeflogen sind ‚daß 
Tausende Jungarbeiter im Saargebiet keinerlei Unterstützung 
bekommen,daß sie auf den Taschen ihrer armen Eltern liegen, 
und wir verlangen,daß unbedingt in dieser Frage hier etwas 
etan werden muß ,daß alle dazu Stellung nehmen,damit wir. 
onkret_für die werktätige Jugend Besserungen schaffen. ür 
ben als kommunistische Fraktion in der ersten Sitzung ganz 
konkrete Anträge gestellt und bis heute ist natürlich noch 
kein ort dazu geBagt worden. ir haben als kommunistische 
Fraktion verlangt ‚für die Jugendlichen von 14 bis 16 Jahren 
6Sstündige Arbeitszeit,die 34stündige Arbeitswoche und 44stün- 
dige Sonntagsruhe. Ausserdem für die Jugendlichen von 14 bis 
18 Jahren4 und für die Jugendlichen von 18 bis 20 Jahren 
öwöchentlicher bezahlter Erholungsurlaub. ir haben ferner 
verlangt für die Jugendlichen gleichen Lohn für gleiche Ar- 
beit,denn wir haben auch heute noch in Tausenden von Fällen 
zu verzeichnen,daß die jugendlichen Leute von 16 Jahren in 
der DERBERLBER BEUnTiR um Dezpnan ‚Ken jeselbe Arbeit 
leisten müssen wie die Arbeiter von 20/30 Jahren und trotzdem 
mit Fr.2.30 Iohm nach Hause geschickt werden. 


Präsident Scheuer.Ich schlage vor,daß wir in der nächsten Fraktions- 


rersitzung insbeSonderenoch auf diese Frage zurückkommen 
werden und uns darüber klar werden,welche weiteren konkrete 
Schritte gemacht werden sollen. 


Abg.Frisch (KP):. Ich bin damit einverstanden. 


ums m emp Alena 
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orsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Braun ! 


\ibe. Braun (SP): Ich habe noch eine Frage an den Herrn Staatskon- 
| missar zu richten. Die Verschärfungen in der Erteilung der 
üguarnden Aufenthaltsgenehmigung haben dazu gefuhrt,daß 


eine Neihe von Leuten, die fünf bis sechs Igere Lang 
gebiet beschäftigt sind, um die dauernde Aufenthalts 


mi gung aber erst jetzt nachgesucht haben, dadurch ihres 
lahlrechtes verlustig gehen. Es muß ein Weg gefunden werden, 
d estimmungen zur Pat ndtung dep saar- 
| ntziehung 
des Wahlrechts für solche Fälle durch eine andere, viel- 
leicht weniger schematische Behandlung _ die Aufenthalts- 
genehmigung zu erteilen. Ich kann dazu keinen Pen vor- 
egenhei 


er gewisse mit den intle 
ländischen Arbeitsmarktes nicht beabsichtigte 


Schlag machen, aber vielleicht könnte die Ange 
nach dieser Richtung hin einmal nachgeprüft werden. 


Staatskommissar Kuchenbecker: Ich werde die Anregung an die zu- 


ständige Stelle weiterleiten. 


Vorsitzender: Damit schließe ich die Sitzung ( 11 Uhr 55 Min.). 
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